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RÜ2: Jeden Monat auf die Examenspraxis ausgerichtete Urteilsdarstellungen

RÜ2   2/2023

§§ 281, 322 ZPO

Rechtskraft und Bindungswirkung eines die negative 
Feststellungsklage abweisenden Urteils
OLG Braunschweig, Beschl. v. 22.06.2022 – 4 U 557/21, BeckRS 2022, 16432

Fall
Der Kläger erwarb ein Fahrzeug zu einem Kaufpreis von 54.500 €. Er leistete
eine Anzahlung von 14.000 € und beantragte zur Finanzierung des restlichen
Kaufpreises unter dem 26.06.2015 bei der Beklagten ein Darlehen über einen
Nettodarlehensbetrag von 40.500 € zu einem effektiven Jahreszinssatz von
4,99 %. Die Beklagte nahm den Darlehensantrag an und zahlte die Darlehens-
valuta an den Verkäufer aus. Das Eigentum an dem finanzierten Fahrzeug wur-
de zur Sicherheit auf die Beklagte übertragen. Der Kläger führte das Darlehen
zunächst vertragsgemäß zurück. 

Noch vor der vollständigen Rückzahlung erklärte er mit E-Mail vom 17.04.2019
den Widerruf bezüglich des Darlehensvertrags. Die weiteren Raten – mit Aus-
nahme der Schlussrate – zahlte er an die Beklagte, dies jedoch nur unter Vor-
behalt. Die Beklagte akzeptierte den Widerruf nicht.

Mit der zunächst beim Landgericht A anhängig gemachten Klage hat der Klä-
ger beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an die Klagepartei 32.532,80 € nebst Zinsen
i.H.v. fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit Rechts-
hängigkeit zu zahlen, nach Rückgabe des Kraftfahrzeugs,

2. festzustellen, dass die Klagepartei infolge und ab ihrer Widerrufserklärung
vom 17.04.2019 aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen Darlehensver-
trag weder Zins- noch Tilgungsleistungen gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB
schuldet.

Das Landgericht A hat sich mit Beschluss vom 08.04.2020 bezüglich des Klage-
antrags zu 1. für örtlich unzuständig erklärt und den Rechtsstreit insoweit an
das Landgericht B verwiesen. Hinsichtlich des Antrages zu 2. hat das Landge-
richt A die Klage mit rechtskräftigem Urteil v. 08.04.2020 mit der Begründung
abgewiesen, dass dem Kläger bei Abschluss des Darlehensvertrages zwar ein
Widerrufsrecht nach § 495 Abs. 1 BGB zugestanden habe, die Widerrufsfrist
zum Zeitpunkt der Widerrufserklärung des Klägers am 17.04.2019 aber bereits
abgelaufen gewesen sei.

Fertigen Sie die Entscheidungsgründe des Landgerichts B zum dort noch an-
hängigen Klageantrag.

Vorüberlegung
Im Fall einer Verweisung bei örtlicher oder sachlicher Unzuständigkeit nach
§ 281 ZPO ist das Gericht, an das verwiesen wurde, originär aufgrund des Ver-
weisungsbeschlusses zuständig. Der Beschluss ist für das Gericht, an das ver-
wiesen wird, bindend, § 281 Abs. 2 S. 4 ZPO. Es wäre daher ein grober Klau-
surfehler zu prüfen, ob das Landgericht A die Sache zu Recht verwiesen hat.
Verwiesen werden kann nur ein prozessualer Anspruch, also ein Streitge-
genstand, oder – wie hier – einer von mehreren Streitgegenständen im Fall ei-
ner objektiven Klagehäufung (§ 260 ZPO), nicht aber wegen einer einzelnen
Anspruchsgrundlage. 

1. Widerruft der Verbraucher einen mit ei-
nem Kaufvertrag verbundenen Verbrau-
cherdarlehensvertrag und erhebt er Kla-
ge auf Feststellung des Nichtbestehens
von Ansprüchen der Bank ihm gegen-
über infolge der Widerrufserklärung, so
entfaltet das rechtskräftige Urteil des in-
soweit entscheidenden Gerichts auch Bin-
dungswirkung hinsichtlich der auf Rück-
zahlung von Zins- und Tilgungsraten ge-
richteten Leistungsklage vor einem an-
deren Gericht.

2. Ist der Streitgegenstand des rechtskräf-
tig entschiedenen Vorprozesses identisch
mit dem Streitgegenstand des nachfol-
genden Prozesses, so führt die materiel-
le Rechtskraft bereits zur Unzulässigkeit
der nachfolgenden Klage. Ist der Streitge-
genstand nicht identisch, so ist die mate-
rielle Rechtskraft insoweit zu beachten,
als im Vorprozess über eine Rechtsfolge
rechtskräftig entschieden wurde, die für
die Entscheidung im nachfolgenden Pro-
zess vorgreiflich ist.

3. Ein Urteil, das einer negativen Feststel-
lungsklage aus sachlichen Gründen nicht
stattgibt, hat grundsätzlich dieselbe Be-
deutung wie ein Urteil, das das kontradik-
torische Gegenteil dessen, was mit der
negativen Feststellungsklage begehrt
wird, positiv feststellen würde. 

4. An die rechtskräftigen Feststellungen
des Ausgangsgerichts im Vorprozess ist
ein über einen nachfolgenden Zahlungs-
antrag des Verbrauchers befindendes
Gericht gebunden, ohne dass es auf die
Richtigkeit der Erwägungen des Aus-
gangsgerichts ankommt.

Leitsätze
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Für die Klausur finden Sie zur Frage der
materiellen Rechtskraft und ihres Um-
fangs wertvolle Hinweise bei Thomas/
Putzo/Seiler, ZPO, 43. Aufl. 2022, § 322
Rn. 1 ff.

Gegenstand der materiellen Rechtskraft ist die Entscheidung im Hinblick auf
den jeweiligen Streitgegenstand, § 322 Abs. 1 ZPO. Entscheidet das ver-
weisende Gericht daher im Fall der objektiven Klagehäufung im Anschluss an
die Verweisung über den bei ihm weiter anhängigen Streitgegenstand, kann
der Fall, dass das Gericht, an das verwiesen wird, unter dem Gesichtspunkt
entgegenstehender Rechtskraft nicht in der Sache entscheiden kann, son-
dern die Klage mangels Zulässigkeit durch Prozessurteil abweisen muss, nicht
eintreten. 

Neben § 322 ZPO enthält nach der Rspr.
des BGH auch die Vorschrift des § 767
Abs. 2 ZPO eine über die Vollstreckungs-
gegenklage hinausreichende gesetzliche
Regelung über den Verlauf der (zeitli-
chen) Grenzen der materiellen Rechts-
kraft. Die Präklusion von Einwendungen
der unterlegenen Partei bei der Vollstre-
ckungsgegenklage bezweckt, einen Ein-
griff in die materielle Rechtskraft des im
Vorprozess ergangenen Urteils nicht zu-
zulassen, vgl. BGH NJW 2004, 1252.

Der materiellen Rechtskraft fähig sind alle endgültigen und vorbehaltslo-
sen Entscheidungen deutscher Gerichte, also etwa alle Endurteile und das
Versäumnisurteil, aber nicht die Vorbehaltsurteile nach § 302 Abs. 1 (Vorbe-
halt der Aufrechnung) und § 599 Abs. 1 ZPO (Urkundsprozess). Die materielle
Rechtskraft setzt die formelle Rechtskraft (§ 705 ZPO) voraus. Als Folge der
materiellen Rechtskraft sind jede neue Verhandlung und Entscheidung über
die rechtskräftig festgestellte Rechtsfolge ausgeschlossen. Eine erneute
Klage in Bezug auf den Streitgegenstand ist unzulässig. Zudem sind die Par-
teien mit jedem Vortrag ausgeschlossen, der im Widerspruch zu den Fest-
stellungen des Urteils steht. 

Trotz dessen, dass es sich um zwei verschiedene Streitgegenstände handelt,
kann das Gericht, an das verwiesen wurde, dennoch in seiner Entscheidung
die materielle Rechtskraft einer Entscheidung des verweisenden Gerichts
zu beachten haben. Das gilt insbesondere in Fällen der sog. Vorgreiflichkeit.
Wenn eine im Vorprozess rechtskräftig entschiedene Rechtsfrage lediglich
Vorfrage für die Entscheidung des nachfolgenden Rechtsstreits ist, haben an-
dere Gerichte die Rechtskraft der früheren Entscheidung und die sich daraus
ergebende Bindungswirkung von Amts wegen zu beachten.

Entscheidungsgründe

Die Klage ist zulässig, aber unbegründet.

I. Die Klage ist zulässig. 

1. Insbesondere ist die Klage nicht deshalb unzulässig, weil die Kammer unter
dem Gesichtspunkt der entgegenstehenden Rechtkraft des Urteils des Land-
gerichts A vom 08.04.2022 daran gehindert wäre, über den klägerischen Leis-
tungsantrag zu verhandeln und zu entscheiden.

„[32] Aus dem der Vorschrift des § 322 Abs. 1 ZPO entspringenden ,ne-bis-in-idem-
Grundsatz‘ folgt … , dass das Gericht daran gehindert ist, über denselben Streit-
gegenstand nochmals zu verhandeln. Ist der Streitgegenstand des rechtskräf-
tig entschiedenen Vorprozesses identisch mit dem Streitgegenstand des nachfol-
genden Prozesses, so führt die materielle Rechtskraft zu einer Unzulässigkeit des
nachfolgenden Verfahrens. Die materielle Rechtskraft stellt insoweit eine nega-
tive Prozessvoraussetzung dar. Ergibt die von Amts wegen gebotene Prüfung,
dass über denselben Streitgegenstand bereits eine Entscheidung ergangen ist, hat
das Gericht die Klage abzuweisen.

[33] Der vor dem Landgericht [A] verfolgte und beschiedene Feststellungsantrag
umfasst nicht den mit [dem] vorliegenden [Antrag] … umrissenen Streitge-
genstand. Während der Kläger vorliegend … Rückforderungsansprüche … gel-
tend macht, hat er mit dem Feststellungsantrag kein identisches, sondern al-
lenfalls ein vorgelagertes Ziel verfolgt, nämlich die Vorbereitung der entspre-
chenden Rückforderungsansprüche.“

2. Das erkennende Gericht ist auch örtlich und sachlich zuständig, ungeach-
tet der Frage, ob das Landgericht A die Sache zu Recht verwiesen hat. Der Ver-

Vgl. BGH NJW 2008, 1227

Der Streitgegenstand wird nach h.M.
nach dem zweigliedrigen Streitgegen-
standsbegriff bestimmt, zu dem neben
dem Antrag der dem Anspruch zugrun-
de liegende Lebenssachverhalt gehört.
Zwei inhaltlich unterschiedliche Anträge
führen damit zu zwei Streitgegenstän-
den, auch wenn der ihnen zugrunde lie-
gende Lebenssachverhalt identisch ist.
In der Klausur ruft Ihnen Thomas/Putzo/
Seiler Einl. II Rn. 1 ff. das notwendige Wis-
sen in Erinnerung.
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weisungsbeschluss des Landgerichts A ist nämlich gemäß § 281 Abs. 2 S. 4
ZPO bindend.

II. Die Klage ist unbegründet.

„[26] Der Kläger hat gegen die Beklagte keinen Anspruch auf Zahlung von
32.532,80 € nach Rückgabe des streitgegenständlichen Fahrzeugs. 

[27] Ein solcher Anspruch ergibt sich nicht aus §§ 495 Abs. 1, 355, 358, 357 ff.
BGB. 

[28] [Diese] Anspruchsgrundlagen setzen voraus, dass der Kläger den Darlehens-
vertrag, aufgrund dessen er gegenüber der Beklagten die nun zurückgeforderten
Zins- und Tilgungsraten erbracht hat, wirksam widerrufen hat. Daran fehlt es.“

Dies steht für die Kammer aufgrund des rechtskräftigen Urteils des Landge-
richts A fest.

1. „[30] Das Landgericht [A] hat in dem Urteil … über den Antrag des Klägers
befunden, ,festzustellen, dass die Klagepartei infolge und ab ihrer Widerrufserklä-
rung vom 17.04.2019 aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen Darlehensver-
trag Nr. … weder Zins- noch Tilgungsleistungen gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB
schuldet‘ und insoweit die Klage abgewiesen. Dieses Urteil entfaltet gemäß
§ 322 Abs. 1 ZPO Rechtskraft, die vorliegend zu berücksichtigen ist.

[35] Die materielle Rechtskraft ist … auch dann zu beachten, wenn im Vorpro-
zess über eine Rechtsfolge rechtskräftig entschieden wurde, die für die
Entscheidung im nachfolgenden Prozess (- wie hier -) lediglich vorgreiflich
ist. Das nachfolgende Gericht hat den Inhalt der rechtskräftigen Entscheidung
ohne Sachprüfung von Amts wegen zugrunde zu legen. Dies gilt indes nur
so weit, wie deren materielle Rechtskraft reicht.“

Vgl. Thomas/Putzo/Seiler § 322 Rn. 9Der Gegenstand der Rechtskraft wird durch den Subsumtionsschluss des Ge-
richts bestimmt, also durch die Feststellung des Bestehens oder Nichtbe-
stehens der mit der Klage geltend gemachten Rechtsfolge aufgrund des
vorgetragenen Sachverhalts im Zeitpunkt des Schlusses der mündlichen Ver-
handlung. Der Inhalt des Urteils und damit der Umfang der Rechtskraft sind in
erster Linie der Urteilsformel zu entnehmen.

Vgl. BGH NJW 1983, 2032; NJW 1986, 2508„[38] … [Wenn] die Urteilsformel – wie bei jedem klageabweisenden Urteil – …
nicht ausreicht, um den Rechtskraftgehalt der Entscheidung zu erfassen, müssen
Tatbestand und Entscheidungsgründe ergänzend herangezogen werden.“

2. Nach Maßgabe der o.g. Grundsätze hat das Landgericht A rechtskräftig und
damit bindend festgestellt, dass der Kläger den Darlehensvertrag nicht wirk-
sam widerrufen hat. Auch darauf erstreckt sich die materielle Rechtskraft
des Urteils vom 08.04.2020.

„[41] Das klageabweisende Urteil des Landgerichts [A] hat … – über das logische
Gegenteil – die Feststellung zum Gegenstand, dass der Kläger trotz seiner Wi-
derrufserklärung den Darlehensvertrag betreffend aus diesem der Beklagten
weiterhin Zins- und Tilgungsraten schuldet.“

Denn …

„[36] … [mit] dem Urteil … hat das Landgericht [A] die auf eine negative Fest-
stellung gerichtete Klage abgewiesen. Es steht dadurch fest, dass der von dem
Kläger erklärte Widerruf des Darlehensvertrages die Ansprüche der Beklagten
auf Zins- und Tilgungsraten aus diesem nicht hat entfallen lassen.“

a) Allerdings lässt sich dieser Umfang der Rechtskraft des Urteils aus dem
Tenor allein nicht ermitteln. Dieser lautet nur „die Klage wird abgewiesen“.

Die Originalentscheidung nennt auch
§§ 812 Abs. 1 S. 1, 818 BGB als mögliche
Anspruchsgrundlage. Nach ganz h.M. sind
die §§ 812 ff. BGB aber bereits nicht an-
wendbar, weil ein Bereicherungsanspruch
voraussetzt, dass der Darlehensvertrag
unwirksam ist. Der – wirksame – Wider-
ruf führt jedoch nicht dazu, dass der zwi-
schen den Parteien geschlossene Darle-
hensvertrag nichtig ist. Der Widerruf be-
seitigt die vertragliche Grundlage nicht
rückwirkend, sondern wandelt das wirk-
same Vertragsverhältnis lediglich mit Wir-
kung ex nunc in ein Rückabwicklungs-
verhältnis um, vgl. BGH NJW 2017, 1024;
Grüneberg/Grüneberg, BGB, 82. Aufl.
2023, § 355, Rn. 12.

Vgl. zur Vorgreiflichkeit Thomas/Putzo/
Seiler § 322, Rn. 9 mit zahlreichen Beispie-
len

Vgl. BGH NJW 2008, 1227; BGH RÜ2 2020,
124 
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b) Dass die Rechtskraft des Urteils des Landgerichts A auch die Feststellung er-
fasst, dass der Kläger den Darlehensvertrag nicht wirksam widerrufen hat, er-
gibt sich aber aus der zusätzlichen Heranziehung des Klageantrags zur Be-
stimmung der Reichweite des Tenors. 

aa) „[37] Der Kläger hat vor dem Landgericht [A] die Feststellung beantragt,
dass er ,infolge und ab‘ der ,Widerrufserklärung vom 17.04.2019 aus dem mit der
Beklagten abgeschlossenen Darlehensvertrag … weder Zins- noch Tilgungs-
leistungen gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB schuldet‘. Er hat insoweit eine negative
Feststellungsklage erhoben, die das Landgericht [A] aus sachlichen Gründen mit
der Begründung abgewiesen hat, dass das dem Kläger ursprünglich zustehende
Widerrufsrecht bei seiner Erklärung am 17.04.2019 bereits verfristet gewesen sei,
nachdem ihm eine ordnungsgemäße Widerrufsbelehrung und sämtliche sonsti-
gen Pflichtangaben erteilt worden seien.“

Vgl. BGH NJW 1983, 2032; NJW 1986, 2508 bb) „[38] Ein Urteil, das einer negativen Feststellungsklage aus sachlichen Grün-
den nicht stattgibt, hat grundsätzlich dieselbe Bedeutung wie ein Urteil, das
das logische Gegenteil dessen, was mit der negativen Feststellungsklage
begehrt wird, positiv feststellt.

[39] Der Kläger hat mit der negativen Feststellungsklage beantragt, ,festzustellen,
dass die Klagepartei infolge und ab ihrer Widerrufserklärung vom 17.04.2019
aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen Darlehensvertrag Nr. … weder Zins-
noch Tilgungsleistungen gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB schuldet‘.

 [40] Ein auf die positive Feststellung des logischen Gegenteils gerichteter Antrag
[, den etwa die Beklagte widerklagend hätte stellen können,] hätte gelautet,
,festzustellen, dass die Klagepartei trotz ihrer Widerrufserklärung vom 17.04.
2019 aus dem mit der Beklagten abgeschlossenen Darlehensvertrag Nr. … Zins-
und Tilgungsleistungen gemäß § 488 Abs. 1 S. 2 BGB schuldet‘.“

c) Dieser Umfang der Rechtskraft des Urteils des Landgerichts A …

„[42] … ergibt sich auch aus den Entscheidungsgründen des … Urteils, in denen
das Landgericht [A] … begründet hat, dass und warum die Widerrufserklärung
des Klägers zu spät erfolgt sei und auf den Bestand und die Wirksamkeit des Dar-
lehensvertrages einschließlich der sich aus diesem ergebenen Ansprüche der
Beklagten keinen Einfluss habe.“

3. Ob das Urteil des Landgerichts A. dem materiellen Recht entspricht, ist
bei der Bestimmung des Umfangs der Rechtskraft nicht entscheidend.

„[44] Auf die Richtigkeit [dessen] Erwägungen … kommt es nicht an.

[45] Bei einem auf eine Zahlungsklage oder auf eine Feststellungsklage ergehen-
den Urteil wird die Rechtskraft unabhängig davon bestimmt, ob die Entschei-
dungsgründe sachlich zutreffen oder nicht. Bei der Frage also, wie das erken-
nende Gericht eine – als logisches Gegenteil zu verstehende – positive Feststel-
lungsklage des Gegners entschieden hätte, muss wiederum dessen Auffassung
zugrunde gelegt und die abweisende negative Feststellung zulasten des
Klägers in eine zusprechende positive Feststellung zu Gunsten der Beklag-
ten ,umgedacht‘ werden. Anderenfalls würden die Grundsätze über die Bestim-
mung der Rechtskraft für den Bereich der negativen Feststellungsklage relativiert
und damit die Geschlossenheit des Rechtskraftsystems aufgegeben werden,
ohne dass es für eine solche Ungleichbehandlung einen sachlichen oder recht-
lichen Grund gäbe.“

RiSG Lars Reuter

Vgl. BGH NJW 1983, 2032; NJW 1986, 2508




